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Der Referentenentwurf setzt wichtige Impulse für bundesweit vergleichbare 

Qualität, alltagsintegrierte Förderung und zusätzliche Unterstützung in 

herausfordernden Lebenslagen. Seine Ziele werden jedoch nur erreicht, wenn 

neue Aufgaben mit verbindlichen, wi ssenschaftlich fundierten 

Strukturstandards, einer dauerhaft gesicherten Finanzierung und 

praxistauglichen, bundesweit anschlussfähigen Umsetzungsregeln verbunden 

werden.  

 

1. Grundsätzliche Bewertung  

Hedi Kitas Erzbistum Berlin begrüßt das Ziel des Referentenentwurfs, die 

Startchancen von Kindern zu verbessern, Qualitätsunterschiede zwischen den  

Ländern abzubauen und verlässlichere Rahmenbedingungen für die 

Kindertagesbetreuung zu schaffen. Positiv bewerten wir insbesondere die 

ausdrückliche Verankerung der alltagsintegrierten Förderung, die Berücksichtigung 

mittelbarer pädagogischer Arbeit, von A usfall - , Leitungs - und Praxisanleitungszeiten 

sowie die vorgesehenen zusätzlichen Ressourcen für Einrichtungen in 

herausfordernden Lebenslagen. Auch die stärkere Verankerung von Fachberatung, 

Fort -  und Weiterbildung und die bessere Kooperation beim Übergan g in die 

Grundschule sind richtige Schritte.  

 

Ziel des Gesetzes müssen chancengerechte Lebens - und Bildungsbedingungen für 

alle Kinder unabhängig von ihrem Wohnort sein. Diese entstehen nicht vorrangig 

durch zusätzliche Förderaufträge, Diagnostik und Dokumentation. Erforderlich ist 

vielmehr eine bunde sweit verbindliche, schrittweise Anpassung der strukturellen 

Rahmenbedingungen an wissenschaftlich begründete Standards.  

 

Das von Bund und Ländern erarbeitete Kompendium „Gutes Aufwachsen und 

Chancengerechtigkeit für alle Kinder in Deutschland -  Kompendium für hohe 

Qualität in der frühen Bildung“ aus dem Jahr 2024 benennt Vorschläge für 

bundesweite Standards insbesondere zur Betreuungsrelation, zur sprachlichen 

Bildung und Sprachförderung, zu bedarfsgerechten Angeboten sowie zur Steuerung 

im System und zum Monitoring. Auch AWO, GEW und KTK -Bundesverband setzen sich 
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in ihrem Bündnis für Kita -Qualität seit mehr als zehn Jahren für verbindliche 

strukturelle Standards ein -  unter anderem für gute Personalschlüssel, 

Leitungsfreistellung, mittelbare pädagogische Arbeitszeit, Fort - und Weiterbildung 

und Fachberatung.  

 

Der Entwurf konkretisiert den Förderauftrag durch die ausdrückliche Benennung 

sprachlicher,   selbstregulatorischer, grob - und feinmotorischer sowie 

mathematischer Fähigkeiten. Dabei ist darauf zu achten, dass diese Konkretisierung 

nicht zu einer Verengung frühkindlicher Bildung auf einzelne überprüfbare 

Entwicklungsbereiche führt. Kita darf nicht zu einem der Schule vorgelagerten Lern - 

und Prüfungsort werden. Sie ist ein eigenständiger Lebens -, Beziehungs - und 

Bildungsraum, in dem Kinder durch Spiel, Beteiligung, verlässliche Beziehungen und 

die aktive Auseinandersetzung mit ihrer Umwelt lernen.  

 

Bei der Ausgestaltung von Verfahren zur Einschätzung selbstregulatorischer 

Fähigkeiten ist darauf zu achten, dass diese nicht auf Anpassungsfähigkeit oder 

Verhaltenskontrolle verengt werden. Selbstregulation entsteht in Beziehungen und 

hängt auch von Siche rheit, Beteiligungsmöglichkeiten, verlässlichen Strukturen und 

einer bedürfnisgerechten Umgebung ab. Verfahren sollten deshalb neben der 

Entwicklung des Kindes auch das pädagogische Handeln, die Beziehungsqualität 

und institutionelle Bedingungen in den Bli ck nehmen.  

 

2. Alltagsintegrierte und ganzheitliche Förderung als Leitprinzip sichern  

Dass der Entwurf die alltagsintegrierte Förderung ausdrücklich benennt, ist zu 

begrüßen. Sie muss jedoch durchgängig das fachliche Leitprinzip bleiben. Die 

Gesetzesbegründung nennt neben alltagsintegrierten Bildungssituationen auch 

gezielte Angebote in Kle ingruppen und additive Programme. Diese Möglichkeit darf 

nicht zu einer Regelstruktur separater Förderstunden oder paralleler Programme 

führen.  

 

Für Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen, sollte die pädagogische Förderung 

nach dem SCQEG grundsätzlich im regulären Kita -Alltag stattfinden. Auch zeitweise 

Arbeit in Kleingruppen muss vom pädagogischen Team verantwortet werden und in 

stabile Bezieh ungen, Spiel, Routinen und gemeinsame Aktivitäten eingebettet sein. 

Zusätzliche Förderung soll die inklusive Gemeinschaft stärken und Kinder nicht 

aufgrund eines festgestellten Förderbedarfs dauerhaft aus ihr herauslösen.  

 

Die alltagsintegrierte Förderung ist Kernkompetenz pädagogischer Fachkräfte. 

Therapeutische oder familienberatende Leistungen bleiben demgegenüber 
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Aufgaben entsprechend qualifizierter Dienste; sie sollten möglichst niedrigschwellig 

und gut mit der Kindertagesbetreuung verzahnt werden.  

 

Die Förderung einzelner Kompetenzen darf den umfassenden Auftrag zur sozialen, 

emotionalen, körperlichen, geistigen und persönlichen Entwicklung nicht 

überlagern. Kindliches Wohlbefinden, Teilhabe, Kreativität, Bewegung, Gesundheit, 

Wertebildung, Selbstwir ksamkeit und inklusive Gemeinschaft müssen in 

Qualitätsentwicklung, Monitoring und Evaluation angemessen berücksichtigt 

werden.  

 

3. Beobachtung und Diagnostik kindgerecht sowie systemkompatibel 

ausgestalten  

Verbindliche Sprach - und Entwicklungsstanderhebungen können eine punktuelle 

fachliche Orientierung bieten. Sie bilden jedoch immer nur eine Momentaufnahme 

zu einem festgelegten Zeitpunkt und erlauben für sich genommen keine 

differenzierten Aussagen  über Entwicklungsverläufe. Die kontinuierliche 

Beobachtung im pädagogischen Alltag bleibt deshalb unverzichtbar.  

 

Entwicklungsbeobachtung sollte zugleich der Reflexion und Qualitätsentwicklung 

der pädagogischen Praxis dienen: Ergebnisse müssen Fachkräfte dazu anregen zu 

prüfen, ob Bildungsumgebung, Beziehungsqualität, pädagogische Impulse und 

individuelle Begleitung a ngemessen sind. Eine Erhebung schafft für sich genommen 

noch keine Förderung. Entscheidend ist, dass auf einen festgestellten 

Unterstützungsbedarf sowohl eine personell abgesicherte, fachlich geeignete 

Förderung als auch die Reflexion und Weiterentwicklung  der pädagogischen 

Rahmenbedingungen folgen.  

 

Die Verfahren müssen entwicklungsangemessen, diskriminierungssensibel und 

mehrsprachigkeitssensibel sein. Mehrsprachigkeit darf weder unmittelbar noch 

mittelbar als Defizit gewertet werden. Standardisierte Erhebungen sollten mit 

kontinuierlicher Alltagsbeo bachtung, der Einschätzung vertrauter Fachkräfte und 

einem verbindlichen Dialog mit den Familien verbunden werden. Mehrsprachigkeit 

ist als Bildungsressource anzuerkennen; Kinder sind stets im Kontext ihrer Familie 

und Lebensrealität zu betrachten.  

 

Der Entwurf weist selbst auf die sehr unterschiedlichen Sprach - und 

Entwicklungsstanderhebungen in den Ländern hin und überlässt wesentliche Teile 

der Ausgestaltung weiterhin dem Landesrecht. Deshalb ist an vorhandene, 

wissenschaftlich geeignete und in der  Praxis etablierte Landesmodelle 
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anzuknüpfen. Bestehende ressourcenorientierte Beobachtungs - und 

Erhebungsverfahren dürfen nicht durch zusätzliche parallele Verfahren überlagert 

werden. Der Bund sollte verbindliche Qualitäts -, Vergleichbarkeits -  und 

Interoperabilitätskriterien vorgeben, o hne zwingend ein einziges Instrument für alle 

Länder festzulegen.  

 

Für länderübergreifend tätige Träger muss gewährleistet sein, dass gleichartige 

gesetzliche Aufgaben nicht in unterschiedliche Erhebungs -, Dokumentations -, 

Qualifikations - und Nachweislogiken münden. Notwendig ist ein bundesweit 

anschlussfähiger Kernstandard mit klar definierten Mindestanforderungen, 

einheitlichen Datenfeldern und gegenseitiger Anerkennung geeigneter Verfahren.  

 

Neue Vorgaben sollten digital und interoperabel umgesetzt werden; parallele 

Papierverfahren, Mehrfacheingaben und voneinander abgeschottete 

Landesportale sind zu vermeiden.  

 

Familien sollten nicht lediglich informiert, sondern als Bildungs - und 

Erziehungspartner in Beobachtung, Förderplanung und Übergangsgestaltung 

einbezogen werden. Personenbezogene Daten des Kindes unterliegen einem 

besonderen Schutz. Familien müssen verstän dlich über Erhebung, Nutzung und 

Weitergabe informiert werden; Zweckbindung, Datensparsamkeit und die 

datenschutzrechtlichen Rechte des Kindes und seiner Personensorgeberechtigten 

müssen auch beim Übergang in die Grundschule gewahrt bleiben.  

 

4. Länderperspektiven: Berlin, Brandenburg und Mecklenburg -Vorpommern  

Für einen länderübergreifend tätigen Träger mit Einrichtungen in Berlin, Brandenburg 

und Mecklenburg -Vorpommern zeigt sich besonders deutlich, dass bundesweite 

Mindestanforderungen mit sehr unterschiedlichen Landesverfahren, 

Finanzierungslogiken und Verwal tungsstrukturen zusammengeführt werden 

müssen. Das Gesetz sollte deshalb einen verbindlichen fachlichen Kern definieren, 

zugleich aber Gleichwertigkeit und gegenseitige Anerkennung geeigneter 

Landesverfahren ermöglichen.  

 

Berlin führt mit BeoKiz bis Juli 2027 ein alltagsintegriertes und ganzheitliches 

Beobachtungs - und Dokumentationsverfahren flächendeckend ein. Es verbindet 

kontinuierliche Beobachtung und Portfolioarbeit mit den Berliner Meilensteinen im 

Alter von zweieinh alb und viereinhalb Jahren. Nach abgeschlossener Qualifizierung 

löst BeoKiz die bisherigen Verfahren QuaSta und Sprachlerntagebuch ab. Das 

SCQEG sollte ermöglichen, BeoKiz bei Erfüllung bundesweiter 

Qualitätsanforderungen als geeignete landesrechtliche Erf üllungsform 
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anzuerkennen. Ein zusätzliches paralleles Verfahren oder eine zweite 

Dokumentationslogik wären fachlich und organisatorisch nicht vertretbar. 

Erforderlich sind die Anschlussfähigkeit der Datenfelder und eine vollständige 

Refinanzierung der Umstellungskoste n.  

 

Brandenburg verfügt bereits über ein gestuftes System: Ab dem zweiten Geburtstag 

wird die sprachliche Entwicklung jährlich mit den „Meilensteinen der 

Sprachentwicklung“ oder einem anderen geeigneten Verfahren beobachtet. Im Jahr 

vor der Einschulung folgt b ei Hinweisen auf Unterstützungsbedarf ein 

Sprachscreening und gegebenenfalls eine kompensatorische Sprachförderung. Eine 

zusätzliche Erhebung darf dieses System nicht verdoppeln. Notwendig sind eine 

landesrechtliche Zuordnung, welche bestehenden Verfahren die bundesrechtlichen 

Anforderungen erfüllen, die Anerkennung dokumentierter Alltagsbeobachtung und 

ausreichend finanzierte Praxisberatung. In ländlichen Regionen müssen außerdem 

Fahrtzeiten, dezentrale Zuständigkeiten und die begrenzte Verfügbarkeit 

spezi alisierter Dienste berücksichtigt werden.  

 

Mecklenburg -Vorpommern verankert die alltagsintegrierte Beobachtung und 

Dokumentation sowie landesweit festgelegte Verfahren bereits im KiföG M -V und in 

der Beobachtungs - und Dokumentationsverordnung. Für Vorpommern ist zusätzlich 

zu berücksichtigen, dass kleine Einrichtungen, weite Wege und eine teilweise dünne 

soziale Infrastruktur andere Umsetzungsmodelle erfordern als dicht besiedelte 

Ballungsräume. Zusatzressourcen, Fachberatung und sozialräumliche 

Kooperationen müssen deshalb auch als regionale Pool -  und Verbundlösungen 

finanzierbar sein. Ein Sozial -  und Belastungsindex sollte infrastrukturelle 

Erreichbarkeit und die Verfügbarkeit unterstützender Dienste berücksichtigen und 

darf nicht ausschließlich auf urbane Armuts - oder Sprachindikatoren zugeschnitt en 

sein.  

 

Länderübergreifend braucht Hedi Kitas Erzbistum Berlin einheitliche 

Mindestdefinitionen, kompatible Datenfelder, gegenseitige Anerkennung von 

Qualifikationen und Verfahren sowie einen verbindlichen Grundsatz, dass 

landesrechtlich etablierte Systeme nur ang epasst, nicht durch zusätzliche 

Parallelstrukturen überlagert werden. Umstellungsfristen, Qualifizierung, IT -

Anpassungen und Trägeraufwand müssen vor Inkrafttreten der jeweiligen Pflichten 

finanziert und praktisch erprobt sein.  
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5. Wissenschaftlich begründete Rahmenbedingungen und dauerhafte 

Finanzierung  

Aus Trägerperspektive bleibt die Finanzierung der zentrale Schwachpunkt. Der 

Entwurf schafft neue verbindliche Aufgaben und sieht zum anteiligen Ausgleich der 

Mehrbelastungen der Länder für 2027 und 2028 jeweils 1,493 Milliarden Euro, für 

2029 1,243 Millia rden Euro und für 2030 bis 2034 jeweils 993 Millionen Euro vor. Die 

gesetzlichen Verpflichtungen bestehen jedoch dauerhaft fort. Die Finanzierung 

muss deshalb über 2034 hinaus verlässlich, dynamisiert und auskömmlich gesichert 

werden.  

 

Mindestens ebenso bedeutsam ist, dass § 22b zwar die zu berücksichtigenden 

Bestandteile einer angemessenen Personalausstattung benennt, aber keine 

quantitativen Mindeststandards für Fachkraft -Kind -Relation, mittelbare 

pädagogische Arbeitszeit oder Leitungs freistellung festlegt. Nach Darstellung des 

Ministeriums in der Videokonferenz vom 17. Juli 2026 konnte hierzu zwischen den 

Ländern kein Konsens erzielt werden. Damit bleibt ausgerechnet der Bereich offen, 

der für pädagogische Qualität und Chancengerechtig keit grundlegend ist. Basis 

sämtlicher neuer Aufgaben müssen verbindliche und schrittweise zu erreichende 

Standards sein für:  

• die Fachkraft -Kind -Relation beziehungsweise den Personalschlüssel,  

• mittelbare pädagogische Arbeitszeit,  

• Ausfall -  und Vertretungszeiten,  

• eine größen - und aufgabenbezogene Leitungsfreistellung,  

• Praxisanleitung,  

• Fachberatung sowie  

• Fort -  und Weiterbildung.  

 

Auch die Begriffe „qualifizierte Fachkräfte“ und „qualifizierte Fachberatung“ 

bedürfen bundesweit anschlussfähiger Mindestanforderungen und einer 

gegenseitigen Anerkennung geeigneter Qualifikationen. Länderübergreifend tätige 

Träger dürfen nicht mit grundl egend unterschiedlichen Qualitäts - und 

Anerkennungslogiken arbeiten müssen.  

 

Die Bertelsmann Stiftung empfiehlt als bundesweite Orientierung eine 

FachkraftKind -Relation von 1:3 für Kinder unter drei Jahren und 1:7,5 für Kinder ab 

drei Jahren bis zum Schuleintritt. Diese Relationen sollten als fachliche Zielgröße für 

bundesweite Min deststandards dienen. Verbesserungen können nur erreicht 

werden, wenn die Personalbemessung die tatsächlichen Ausfallzeiten, mittelbare 

pädagogische Arbeitszeit, Leitungsaufgaben, Praxisanleitung und weitere nicht 

unmittelbar kindbezogene Tätigkeiten reali tätsgerecht berücksichtigt.   
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Die Ressourcen für Sprach - und Entwicklungsstanderhebungen, Förderplanung und 

die Unterstützung von Startchancen -Kitas müssen zusätzlich zu einer 

wissenschaftlich angemessenen Grundausstattung bereitgestellt werden. Sie 

dürfen nicht innerhalb bereits unzur eichender Personalschlüssel rechnerisch 

umverteilt werden.  

 

Erforderlich ist eine vollständige Refinanzierung aller entstehenden Aufwendungen. 

Dazu gehören neben den unmittelbaren Personalstunden auch Tarifsteigerungen, 

Arbeitgeberanteile, Vertretungs - und Ausfallkosten, Qualifizierung, Fachberatung, 

Dokumentation,  partnerschaftliche Zusammenarbeit mit Familien, 

Übergangsgestaltung, Kooperationen, Datenschutz, IT und Trägerverwaltung. Freie 

Träger dürfen nicht faktisch zur Vorfinanzierung oder zum übermäßigen Einsatz von 

Eigenmitteln gezwungen werden.  

 

Freie Träger der Kinder - und Jugendhilfe sind Teil der Sozialwirtschaft. Die Annahme 

des Referentenentwurfs, für die Wirtschaft entstehe kein Erfüllungsaufwand, wird 

der tatsächlichen Umsetzungspraxis freier Träger nicht gerecht. Neue 

Anforderungen an Doku mentation, Datenschutz, Personalsteuerung, Qualifizierung, 

IT sowie Kooperationen verursachen zusätzliche personelle und organisatorische 

Aufwände, die in der Gesetzesfolgenabschätzung nicht als Erfüllungsaufwand der 

Sozialwirtschaft berücksichtigt werden.    

 

6. Einrichtungen in herausfordernden Lebenslagen bedarfsgerecht unterstützen  

Die vorgesehene zusätzliche Personalausstattung ist grundsätzlich richtig. Unklar 

bleibt jedoch, wie die zu unterstützenden Einrichtungen zuverlässig, vergleichbar 

und diskriminierungssensibel bestimmt werden sollen. Der Entwurf nennt finanzielle 

Bedürftig keit der Familien, Familiensprache oder sprachliche Entwicklung der Kinder 

und überlässt die nähere Ausgestaltung weitgehend dem Landesrecht. Damit 

besteht die Gefahr sehr unterschiedlicher Auswahl -  und Ressourcenlogiken, obwohl 

vergleichbare Belastungen v ergleichbare Unterstützung auslösen sollten.  

 

Die Mindestquote von zehn Prozent darf weder zu einer faktischen Obergrenze 

werden noch dazu führen, dass eine knapp außerhalb der Quote liegende Kita trotz 

vergleichbarer Belastung keine Unterstützung erhält. Das Auswahlverfahren darf 

keinen systematische n Konkurrenzkampf zwischen Einrichtungen und Trägern 

auslösen und weder Familien noch Einrichtungen stigmatisieren. Belastungslagen 

sind dynamisch und teilweise vorübergehend; Förderentscheidungen müssen 

deshalb regelmäßig überprüft, abgestuft angepasst un d mit verlässlichen 

Übergangsregelungen verbunden werden. Zusätzliche Förderung darf nicht zur 

Entstehung dauerhafter „Sondereinrichtungen“ führen oder sozialräumliche 
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Segregation verstärken. Jede Kita benötigt eine auskömmliche Grundausstattung; 

bedarfsbezogene Zusatzressourcen kommen ergänzend hinzu. Eine Quote ist ein 

politisches Steuerungsinstrument, kein fachlicher Bedarfsindikator.  

 

Erforderlich ist deshalb ein bundesweit abgestimmtes Basismodell für einen 

transparenten, mehrdimensionalen und regelmäßig aktualisierten Sozial -  und 

Belastungsindex. Dieses kann durch landesspezifische Kriterien ergänzt werden, 

sollte aber nicht in jedem Land völlig anders funktionieren. Die Familiensprache ist 

kein hinreichender Indikator für Benachteiligung und darf nie isoliert verwendet 

werden.  

 

Neben Armut und sprachlicher Entwicklung sollten unter anderem gesundheitliche 

Belastungen, Behinderung und Teilhabebedarfe, Wohnsituation, Familienstruktur, 

Kinderschutzrisiken, Fluktuation, Personalausfälle und die sozialräumliche 

Infrastruktur berücksic htigt werden. Statt einer starren Einteilung in geförderte und 

nicht geförderte Einrichtungen sollte eine abgestufte Förderung entsprechend der 

tatsächlichen Belastung möglich sein.   

 

Die zusätzlichen Ressourcen sollten innerhalb eines klaren gesetzlichen Rahmens 

flexibel für Sprachbildung, Kita -Sozialarbeit, Familienarbeit, Inklusion, 

Gesundheitsförderung und sozialräumliche Kooperation eingesetzt werden können. 

Ein ganzheitlicher Star tchancenansatz darf nicht auf Sprachförderung und die 

Bearbeitung individueller Defizite reduziert werden.  

 

7. Fachberatung realistisch und qualitätswirksam ausgestalten  

Die verbindliche Fachberatung sollte nicht erst 2032 einsetzen. Einrichtungen und 

Träger benötigen sie bereits bei der Vorbereitung und Einführung der neuen 

Beobachtungs -, Förder - und Dokumentationspflichten.  

 

Der Entwurf verwendet den Begriff der „qualifizierten Fachberatung“, definiert aber 

weder bundesweit verbindliche Zugangsvoraussetzungen noch ein Kompetenz - und 

Qualifikationsprofil. Dies sollte unter Einbeziehung von Wissenschaft, Fachpraxis 

und Trägern k onkretisiert werden. Die Weiterbildungsinitiative Frühpädagogische 

Fachkräfte (WiFF) weist darauf hin, dass bislang kein einheitliches Berufsprofil 

besteht und Rollen und Aufgaben wesentlich von den Strukturen der jeweiligen 

Träger und Länder abhängen. Sie  hat hierfür ein kompetenzorientiertes Profil 

entwickelt.  
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Ein bundesweit anschlussfähiger Standard sollte insbesondere Kompetenzen in 

frühkindlicher Pädagogik, Qualitäts -  und Organisationsentwicklung, Beratung, 

Erwachsenenbildung, Inklusion, Kinderschutz, Mehrsprachigkeit, Kooperation und 

Trägerstrukturen umfasse n. Bewährte Qualifikations - und Zugangswege müssen 

dabei anerkannt werden.  

 

Der vorgesehene Fachberatungsschlüssel erscheint angesichts des 

Aufgabenspektrums knapp und methodisch missverständlich. Er darf nicht die 

Erwartung erzeugen, Fachberatung bestehe lediglich aus einer festgelegten Zahl 

individueller Beratungsminuten je Kita . Zum Aufgabenprofil gehören insbesondere:  

• Konzeptions - und Organisationsentwicklung,  

• Beratung von Leitungen, Teams und Trägern,  

• Vorbereitung und Nachbereitung von Beratungsprozessen,  

• Koordination von Netzwerken und Kooperationen,  

• Planung und Begleitung von Fortbildungen,  

• Unterstützung bei Übergängen,  

• Qualitätsmonitoring sowie  

• einrichtungsübergreifende Entwicklungsprozesse.  

 

Diese Aufgaben sind in der Fachberatungsforschung als wesentliche 

Tätigkeitsbereiche beschrieben. Der Schlüssel muss daher als vollständig 

finanzierte Personalausstattungslogik für das Fachberatungssystem ausgestaltet 

werden -  nicht als Summe isolierter Be ratungstermine.  

 

Auch die Größenklassen sind zu grob. Die Begründung ordnet Einrichtungen bis 80 

Kinder der kleinsten Größenklasse zu. Zahlreiche Kitas verfügen jedoch über 40 bis  

60 Plätze. Eine 40 -Platz -Kita und eine 80 -Platz -Kita können nicht ohne Weiteres mit 

demselben Grundbedarf bewertet werden.  

 

Die AG Frühe Bildung empfiehlt mindestens ein Vollzeitäquivalent Fachberatung für 

20 bis 30 Kindertageseinrichtungen, abhängig von deren Größe. Der 

Referentenentwurf übersetzt dies in die drei Minutenwerte von 80, 120 und 240 

Minuten pro Woche. Bei dieser Umrechnung muss deutlich bleiben, dass das 

Kontingent sämtliche Aufgaben der Fachberatung abdecken soll und nicht nur die 

unmittelbare Kontaktzeit mit einer einzelnen Einrichtung.  

 

8. Übergang in die Grundschule als gemeinsamer Prozess  

Eine bessere Weitergabe fachlich relevanter Informationen zwischen Kita und 

Grundschule ist sinnvoll, reicht für einen gelingenden Übergang aber nicht aus. Die 
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Übermittlung eines Datensatzes kann Kontinuität unterstützen; gestaltet wird der 

Übergang durch Kooperation, Beziehungen und gemeinsame pädagogische 

Verantwortung. Kitas sind keine Zulieferer der Grundschule, sondern eigenständige  

Bildungsorte mit einem ganzheitlichen Bildungsverständnis. Einseitige 

Kooperationspflichten der Kinder - und Jugendhilfe reichen daher nicht aus. Die 

Länder sollten korrespondierende Verpflichtungen der Grundschulen im Schulrecht 

verankern und dafür Zeit so wie personelle Ressourcen bereitstellen.  

 

Erforderlich sind verbindlich refinanzierte Zeiten für:  

• Übergangsgespräche mit Familien und Grundschule,  

• gegenseitige Hospitationen,  

• gemeinsame Projekte von Kita und Grundschule,  

• Fall -  und Fachgespräche,  

• Kooperation mit Schul -  und Jugendhilfeplanung,  

• Dokumentation und datenschutzkonforme Übermittlung sowie  

• die Vor - und Nachbereitung durch Fachkräfte und Leitungen.  

 

Diese Zeiten müssen als mittelbare pädagogische Arbeitszeit und als 

Kooperationszeit in der Personalbemessung abgebildet werden. Sie dürfen nicht aus 

der unmittelbaren Arbeit mit den Kindern entnommen werden. Auch Fachberatung 

kann die institutionsübergrei fende Übergangsgestaltung koordinieren; der 

Referentenentwurf benennt diese Unterstützungsfunktion in seiner Begründung.  

 

Kinder profitieren davon, die künftige Schule, typische Abläufe und wichtige 

Ansprechpersonen vor dem Wechsel kennenzulernen. Übergangskonzepte sollten 

deshalb Besuche, gemeinsame Aktivitäten und verlässliche Kontaktpersonen 

vorsehen. Soweit schulorganisat orisch möglich, sollten bei der Gestaltung des 

Übergangs in Abstimmung mit den Familien auch tragfähige Freundschaften und 

Beziehungen zwischen Kindern berücksichtigt werden. Maßstab ist nicht eine 

möglichst frühe schulische Anpassung, sondern Orientierung , Sicherheit, 

Beteiligung und Kontinuität.  

 

Bei der Weitergabe sensibler Entwicklungsdaten braucht es klare Standards zu 

Datensparsamkeit, Zweckbindung, sicherer Übermittlung, verständlicher  

Information der Familien sowie zu den Beteiligungs - und Auskunftsrechten von 

Kindern und Personensorgeberechtigten. Die Rechtsgrundlage für die jeweilige 

Übermittlung muss eindeutig bestimmt sein. Die Daten dürfen nicht zu vorschnellen 

oder dauerhaft wirks amen Zuschreibungen führen.  
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9.  Digitalisierung, Schnittstellen und KI von Beginn an mitdenken  

Der Entwurf regelt Datenübermittlungen, Monitoring und Erweiterungen der 

amtlichen Statistik. In der vorliegenden Fassung fehlen jedoch konkrete technische 

Interoperabilitätsstandards, digitale Schnittstellen zu bestehenden Kita - und 

Trägersystemen sowie R egelungen zum Einsatz von Künstlicher Intelligenz.  

 

Die Umsetzung sollte deshalb von Beginn an digital geplant werden. Erforderlich sind 

bundesweit abgestimmte, datenschutzkonforme und herstellerneutrale Standards 

für:  

• offene Schnittstellen zu bestehenden Kita -Verwaltungs - und 

Dokumentationssystemen,  

• medienbruchfreie Übermittlung zwischen Kita, Träger, Jugendamt, Land, 

Statistik und Grundschule,  

• einheitliche Datenmodelle und Definitionen,  

• das Once -only -Prinzip, damit Daten nicht mehrfach erfasst werden müssen,  

• sichere Rollen - und Berechtigungskonzepte,  

• Datenexport und Systemwechsel ohne Abhängigkeit von einzelnen Anbietern 

sowie  

• eine vollständige Refinanzierung der technischen Einführung und des 

laufenden Betriebs.  

Digitalisierung darf keine zusätzliche Dokumentationsarbeit erzeugen. Sie muss 

pädagogische und administrative Prozesse vereinfachen und vorhandene Systeme 

einbeziehen.  

 

Auch KI -gestützte Funktionen sollten bei der Konzeption von Verfahren, 

Schnittstellen und Datenschutzfolgen mitgedacht werden. Für ihren Einsatz braucht 

es transparente Qualitäts -  und Prüfstandards, menschliche Letztverantwortung, 

nachvollziehbare Ergebnis se und klare Grenzen. Entscheidungen über 

Förderbedarfe, Zugänge, Entwicklungsbewertungen oder die Weitergabe 

personenbezogener Daten dürfen nicht automatisiert getroffen werden. KI kann 

Fachkräfte und Träger bei administrativen Routinen, Übersetzungen, Au swertungen 

oder der Vorbereitung von Dokumentationen unterstützen; sie darf die fachliche 

Beobachtung, die pädagogische Beziehung und die professionelle Entscheidung 

nicht ersetzen.  

 

10. Fazit  

Das SCQEG kann einen wichtigen Beitrag zu mehr Chancengerechtigkeit leisten, 

wenn es konsequent vom Kind, seinen Beziehungen und seinen Lebensbedingungen 

her ausgestaltet wird. Bundesweite Qualitätsstandards sind nur dann wirksam, 
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wenn sie mit wissenschaftlich angemessenen Personalschlüsseln, ausreichender 

Leitungszeit, mittelbarer pädagogischer Arbeitszeit, langfristiger Finanzierung, 

professioneller Fachberatung und echter Bildungs - und Erziehungspartnerschaft 

verbunden werden.  

 

Hedi Kitas Erzbistum Berlin hält daher insbesondere folgende Nachbesserungen für 

erforderlich: den Vorrang einer ganzheitlichen, inklusiven und alltagsintegrierten 

Förderung sowie klare Grenzen für separierende Formate; 

Entwicklungsbeobachtung als kontinui erliches Reflexions - und Qualitätsinstrument; 

wissenschaftlich begründete und bundesweit verbindliche strukturelle 

Mindeststandards; die Anerkennung und Interoperabilität geeigneter 

Landesverfahren; eine dauerhafte und auskömmliche Refinanzierung auch für freie 

Träger; eine vergleichbare, abgestufte und nicht stigmatisierende 

Startchancenförderung; eine realistische Fachberatungssystematik; beidseitig 

verbindliche Kooperation von Kita und Grundschule sowie interoperable digitale 

Strukturen unter verantwortu ngsvoller Einbeziehung von KI.  

  

Lena Przibylla  

Geschäftsführung  

  

Hedi Kitas Erzbistum Berlin  

geschaeftsfuehrung@hedikitas.de    

  

Berlin, 24.07.2026  
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